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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 

Uber den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Handelsklassengesetzes 

— Drucksache V/3109 — 


A. Antrag des Abgeordneten Dr. Ritgen 


Der vorstehende Gesetzentwurf wurde in der 
187. Sitzung vom 27. September 1968 an den Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
überwiesen. 

Das neue Handelsklassengesetz löst das zur Zeit 
geltende Handelsklassengesetz aus dem Jahre 1951 
ab. Es ist ein Rahmengesetz und enthält vor allem 
Ermächtigungen, durch Rechtsverordnung gesetz- 
liche Handelsklassen einzuführen und die dazu not- 
wendigen Vorschriften zu erlassen. Im Gegensatz 
zu dem bisher geltenden Handelsklassengesetz sol- 
len alle Vorschriften über Handelsklassen nunmehr 
vom Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten im Einvernehmen mit den hauptsächlich 
beteiligten Ressorts — den Bundesministern für 
Gesundheitswesen und für Wirtschaft — erlassen 
werden. 

Der Ausschuß ist bei seinen Beratungen am 3. Ok- 
tober 1968 davon ausgegangen, daß im Zuge des 
verschärften Wettbewerbs auf dem wesentlich ver- 
größerten Markt der Europäischen Gemeinschaft 
Handelsklassen eine immer größere Bedeutung 
gewinnen. 

Der Markt verlangt seit langem große Mengen 
von Erzeugnissen in einheitlicher Sortierung und 
Aufmachung und in gleichbleibender Qualität. Diese 
Forderung ist nur durch klassifizierte Erzeugnisse 
zu befriedigen. Wenn Großabnehmer die gewünsch- 
ten Erzeugnisse aus einheimischer Produktion nicht 
erhalten können, werden sie vermehrt auf Importe 
zurückgreifen. Es liegt daher im Interesse der ein- 
heimischen Produzenten, sich der Handelsklassen 
zu bedienen, um sich auf dem Markt behaupten zu 
können. 


Außerdem ist eine Klassifizierung der Erzeugnisse 
notwendig, um auf ihrer Grundlage die Preise 
ermitteln und veröffentlichen zu können. Auch für 
die Durchführung der europäischen landwirtschaft- 
lichen Marktordnungen, insbesondere für die Fest- 
setzung von Richtpreisen, Schwellenpreisen, Ab- 
schöpfungen, Ausfuhrerstattungen und Interven- 
tionspreisen, ist eine Preisfeststellung, unterteilt 
nach Qualitäten, unerläßlich. 

Ohne eine ordnungsmäßige Anwendung der Han- 
delsklassen und Qualitätsnormen können Nachteile 
für die nationale Wirtschaft und auch für den Haus- 
halt der Bundesrepublik entstehen. Die Handels- 
klassen müssen daher durchgesetzt und laufend 
überwacht werden. Die hierfür erforderlichen Uber- 
wachungsvorschriften und Ergänzungsbestimmungen 
sehen die §§ 5 ff. des Gesetzes vor. 

Das Gesetz soll ferner als allgemeines Durchfüh- 
rungsgesetz für alle von der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft schon erlassenen und noch zu 
erlassenden Handelsklässen, Qualitätsnormen, Ver- 
kaufsnormen und ähnliche Vorschriften dienen. In 
Zukunft bedarf es auf diesem Gebiet nicht mehr 
jeweils besonderer Durchführungsgesetze. Es wird 
vielmehr möglich sein, auf vereinfachtem und schnel- 
lerem Wege, nämlich durch Rechts Verordnung auf 
Grund des § 1 Abs. 3 die erforderlichen Vorschriften 
zu erlassen. 

Bei der Beratung im Ausschuß wurde bedauert, 
daß im Gesetz eine amtliche Klassifizierung für 
Fleisch nicht vorgesehen ist. Nach Auffassung der 
Regierung wirft aber eine amtliche Klassifizierung 
besondere Probleme auf. Jede amtliche Klassifizie- 
rung würde einen Verwaltungsakt darstellen, der 
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vor den Verwaltungsge richten angefochten werden 
und gegebenenfalls eine Staatshaftung auslösen 
könnte. Das Problem ist bei der Klassifizierung von 
Schlachttierkörpern aufgetaucht. Die Prüfungen der 
Bundesregierung, wie man zu einer befriedigenden 
Lösung kommen kann, sind noch nicht abge- 
schlossen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den 
Gesetzentwurf mit den vom Ausschuß beschlossenen 
Änderungen anzunehmen. 


Bonn, den 3. Oktober 1968 


Dr. Ritgen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3109 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 3, Oktober 1968 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Dr. Ritgen 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Handelsklassengesetzes 
— Drucksache V/3109 — 

mit den Beschlüssen 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 1 

(1) Zur Förderung der Erzeugung, der Qualität 
und des Absatzes von Erzeugnissen der Landwirt- 
schaft und der Fischerei sowie zur Förderung der 
Marktübersicht bei diesen Erzeugnissen kann der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Bundesminister) im Einvernehmen mit den 
Bundesministern für Gesundheitswesen und für 
Wirtschaft mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechts Verordnung gesetzliche Handelsklassen ein- 
führen. 

(2) Erzeugnisse im Sinne des Absatzes 1 sind die 
in der Landwirtschaft einschließlich des Gemüse-, 
Obst-, Garten- und Weinbaues, der gewerblichen 
Tierhaltung und der Imkerei und die in der Fischerei 
gewonnenen Erzeugnisse, ferner die daraus durch 
Be- und Verarbeitung hergestellten Lebensmittel; 
ausgenommen sind die den Vorschriften des Wein- 
gesetzes unterliegenden Erzeugnisse. 

(3) Rechtsverordnangen nach diesem Gesetz kön- 
nen auch erlassen werden, soweit dies zur Durchfüh- 
rung von Verordnungen, Richtlinien und Entschei- 
dungen des Rates oder der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften über Qualitätsnormen, 
Verkaufsnormen und ähnliche Vorschriften, die 
einer Regelung nach diesem Gesetz entsprechen, er- 
forderlidi ist. 


§ 2 

(1) In Rechts Verordnungen nach § 1 sind die 
Merkmale zu bestimmen, welche die Erzeugnisse 
mindestens aufweisen müssen, wenn diese nach 
gesetzlichen Handelsklassen angeboten, feilgehal- 
ten, geliefert, verkauft oder sonst in den Verkehr 
gebracht werden. Ais Merkmale können insbeson- 
dere bestimmt werden: 

Qualität, 

Herkunft, 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


§ 1 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Soweit es zur Durchführung von Verordnun- 
gen des Rates oder der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften über Qualitätsnormen, 
Verkaufsnormen oder ähnliche Vorschriften, die 
einer Regelung nach diesem Gesetz entsprechen, 
erforderlich ist, kann der Bundesminister im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern für Gesundheits- 
wesen und für Wirtschaft mit Zustimmung des Bun- 
desrates Vorschriften nadi den §§ 2 und 3 erlassen. 

§ 2 

(1) In Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 1 sind 
die Merkmale zu bestimmen, welche die Erzeugnisse 
mindestens aufweisen müssen, wenn diese nach 
gesetzlichen Handelsklassen angeboten, feilgehal- 
ten, geliefert, verkauft oder sonst in den Verkehr 
gebracht werden. Als Merkmale können insbeson- 
dere bestimmt werden: 

Qualität, 

Herkunft, 
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Entwurf 

Art und Weise sowie Zeitpunkt der Erzeugung, 
Gewinnung, Herstellung und Behandlung, 

Angebotszustand, 

Reinheit und Zusammensetzung, 

Sortierung und 

Beständigkeit bestimmter Eigenschaften. 

(2) In Rechtsverordnungen nach § 1 kann ferner 
vorgeschrieben werden: 

1. Bezeichnung, Kennzeichnung, Aufmachung, 
Ausformung, Verpackung, Mengen- und 
Gewichtseinheiten für Erzeugnisse, die 
nach den gesetzlichen Handelsklassen an- 
geboten, feilgehalten, geliefert, verkauft 
oder sonst in den Verkehr gebracht wer- 
den; 

2. daß bestimmte Erzeugnisse nur nach den 
gesetzlichen Handelsklassen angeboten, 
feilgehalten, geliefert, verkauft oder sonst 
in den Verkehr gebracht werden dürfen; 

3. daß in Rechnungen, ausgenommen in Rech- 
nungen des Einzelhandels, die Handels- 
klasse anzugeben ist, unter der die Er- 
zeugnisse geliefert, verkauft oder sonst in 
den Verkehr gebracht worden sind; 

4. daß für bestimmte Erzeugnisse, für die 
Vorschriften nach Nummer 2 oder ent- 

. sprechende Vorschriften des Rates oder 
der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften erlassen sind, in öffentlichen Be- 
kanntmachungen oder in Mitteilungen, die 
für einen größeren Kreis von Personen 
bestimmt sind, nicht ohne Angabe der 
gesetzlichen Handelsklasse geworben wer- 
den darf, sofern dabei Preise angegeben 
werden, die sich unmittelbar oder mittel- 
bar auf eine Gewichtseinheit beziehen; 

5. daß Börsen, Verwaltungen öffentlicher 
Märkte und sonstige Stellen, soweit sie 
amtliche oder für gesetzlich vorgesehene 
Zwecke bestimmte Preisnotierungen oder 
Preisfeststellungen vornehmen, verpflich- 
tet sind, ihre Notierungen oder Feststel- 
lungen auf die gesetzlichen Handelsklas- 
sen zu erstrecken oder, soweit Vorschrif- 
ten nach Nummer 2 oder entsprechende 
Vorschriften des Rates oder der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften er- 
lassen sind, ihren Notierungen oder Fest- 
stellungen die gesetzlichen Handelsklas- 
sen zugrunde zu legen haben; 

6. welche Verfahren 

a) bei der Einreihung der Erzeugnisse in 
die gesetzlichen Handelsklassen und 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 

Art und Weise sowie Zeitpunkt der Erzeugung, 
Gewinnung, Herstellung und Behandlung, 

Angebotszustand, 

Reinheit und Zusammensetzung, 

Sortierung und 

Beständigkeit bestimmter Eigenschaften. 

(2) In Rechtsverordmmgen nach § 1 kann ferner 
vorgeschrieben werden: 

1, unverändert 


2. unverändert 


3, daß in Rechmmgen, ausgenommen in Rech- 
nimgen des Einzelhandels, die Handels- 
klasse anzugeben ist, unter der die Er- 
zeugnisse Jeweils geliefert, verkauft oder 
sonst in den Verkehr gebracht worden 
sind; 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 
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b) bei der Nachprüfung der Einreihung 
zu beachten sind. 

(3) Vorschriften nach den Absätzen 1 und 2 sol- (3) unverändert 
len nur insoweit erlassen werden, als nicht entspre- 
chende lebensmittelrechtliche Vorschriften oder Vor- 
schriften des Eichgesetzes und der Durchführungs- 
verordnungen zum Eichgesetz bestehen, die auch den 
Zielen des § 1 Abs. 1 gerecht werden. 
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